
144 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates IX. GP. 

Bericht 

des Ausschusses für soziale Verwaltung 

über die Regierungsvorlage (115 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, mit dem das Notarver­
sicherungsgesetz 1938 abgeändert und ergänzt 
wird (5. Novelle zum Notarversicherungs:-. 

gesetz 1938). 

Das Notarversicherungsgesetz 1938, BGBl. 
Nr. 2, wurde mit Ausnahme der Bestimmungen 
über die Krankenversicherung und die Arbeits­
losenversicherung durch das Sozialversicherungs­
überleitungsgesetz, BGBl. Nr. 142/1947, mit 
einer Anzahl "on Anderun~enund Ergänzungen 
wieder in Kraft gesetzt. Das Notarversicherungs­
gesetz 1938 erfuhr inder Folge eine Reihe wei­
terer Anderungen und ErgänZiungen. 

Die vorliegende Regierungsvorlage einer 5. No­
velle zum Notarversicherungsgesetz 1938 steht 
im engen Zusam~enhang mit dem Entwurf einer 
Novelle zur Notariatsordnung, RGBl. Nr. 75/ 
1871. Durch die in Aussidrt genommene Abände­
rung der Notariatsordnung soll die Altersgrenze 
eines Notars für das· Auss,cheiden aus dem Nota­
riat stufenweise vom 75. auf das 72. Lebensjahr 
herabgesetzt weI'den. Das Anfallsalter für die 
Gewährung der Altersrente ist im Notarversiche­
rungsgesetz 1938 mit der Vollendung des -70. Le~ 
bensjahres festgesetzt, so daß den mit 72 Jahren 
aus der Aktivität 'aussdreidenden Notaren. die 
Altersrente gesichert ist. Um jedoch die mit der 
Her;rbsetzung der Altersgrenze verbundene Ver­
ring<erung des Einkommens eines Notars zu mil­
dern, 'Sollen die na,ch Wirksamwerden der No­
velle zur Notariatsordming anfallenden Direkt­
renten sowie die nach Beziehern dieser Renten 
anfallenden Hintel"lbliebenenrenten um rund 
50 v. H. erhöht werden. 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht auch eine 
EI'höhungderAltrenten, alleI'dings in einem ge-
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ringer,en Ausmaß als für die Neurenten, vor. 
Diese Erhöhung beträgt rund 20 v. H. der his­
herig.en Rentenhöhe. 

Darüber hinaus sieht der Gesetzentwurf noch 
eine Reihe weiterer bedeutsamer Anderungen 
vor, unter anderem die Einführung einer Be­
stimmung, wonach die im ASVG., GSPVG. und 
LZVG. enthaltene Sonderregelung für den Fall 
des Zusammentreffens von Versicherungszeiten 
aus mehreren nad1 verschiedenen Bundesgesetzen 
geregelten Pensions(Renten)versicherungen auch 
in der Notarversich,erung anzuwenden ist, wei­
ters die Erhöhung des, Hilfslosenzuschusses für 
Empfänger von Direktrenten und die Einführung 
des Hilfslosenzuschusses für Bezieher von Hinter­
bliebenenrenten. 

Die Novelle zur Notariatsordnung soll mit 
1. Jänner 1960 in Kraft treten. Da die Leistungs­
verbesserungen im vorliegende!! Gesetzentwurf 
einen Ausgleich für den vorzeitigen Einkommens­
rückgang, der mit der Herabsetzung der Alters­
grenze verbunden ist, darstellt, soll der vor­
liegende Gesetzentwurf ebenfalls mit diesem 
Zeitpunkt in Wirksamkeit treten. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat die 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung vom 16. pe­
zernber 1959 beraten. 

In Art. I Eingang und i .. 15 nahm der Aus­
schuß eine Verkürzung der Zitation vor. Bei der 
~bstimmung wurde die Regierungsvorlage mit 
dlesen Abänderungen einstimmig angenommen. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung stellt 
den An t rag, der Nationalrat wolle dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
~115d' der Beilagen)dimit den angeschlossenen A b- './. 
an er u n gen e verfassungsmäßige Zustim-
mung erteilen. . . 

Wien, am 16. Dezember 1959 

Hillegeist 
Obmann 
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Abänderungen 
zum Gesetzentwurf in 115 der Beilagen 

1. Art. I Eingang hat zu lauten: 

"Das Notarversicherungsgesetz 1938, BGBL 
Nr. 2, in der Fassung der Bundesgesetze BGBL 
Nr. 174/1951, BGBL Nr.159!1952, BGBL Nr.-67/ 
1955, BGBL Nr. 262/1957 und des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes, BGBI. N r. 189/1955, 
wird abgeändert und ergänzt wie folgt:" 

2. In Art. I Z. 15 hat § 49 a erster Satz zweiter 
Halbsatz zu lauten: " 

"auf diese Erhöhung sind der Zuschlag nach 
§ 21 b und die im § 49 a in der Fassung der 
Bundesgesetze BGBL Nr. 174/1951 und BGBL 
Nr. 67/1955 sowie die im § 49 a Abs. 1 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBL Nr. 262/1957 
verfügten Erhöhungen anzurechnen." 
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